
3.2.1. geltende Ordnungsstraßestimmungen

66.
Gesetz vom 7. April 1977 
über den Verkehr mit Giften 
- Giftgesetz -
(GBl. I Nr. 10 S. 103)

§ 14
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen den Be­
stimmungen dieses Gesetzes, den zu seiner Durch­
führung erlassenen Rechtsvorschriften oder erteilten 
Auflagen der zuständigen Staatsorgane Gifte her­
stellt, gewinnt, verarbeitet, lagert, verwendet, in Be­
sitz hat, sich oder einem anderen beschafft, als Be­
rechtigter* an Unberechtigte weitergibt, transpor­
tiert, beiseite schafft oder beseitigt, kann, wenn die 
Auswirkungen der Tat auf die Rechte und Interessen 
der Bürger oder der Gesellschaft und die Schuld des 
Täters unbedeutend sind und damit keine Straftat 
vorliegt, mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 M 
bis 500 M belegt werden.
(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus 
gesellschaftlichen Interessen mißachtenden Beweg­
gründen oder wiederholt innerhalb von 2 Jahren be­
gangen und mit Ordnungsstrafe geahndet worden, 
kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1 000 M ausgespro­
chen werden.
(3) Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrig­
keit bezieht, können neben anderen Ordnungsstraf­
maßnahmen oder selbständig eingezogen werden.
(4) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt dem Leiter der zuständigen Staatlichen Hy­
gieneinspektion, der Arbeitshygieneinspektion oder 
der zuständigen Dienststelle der Deutschen Volks­
polizei.
(5) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß 
Abs. 1 sind die Beauftragten der Staatlichen Hy­
gieneinspektion und die dazu ermächtigten Angehö­
rigen der Deutschen Volkspolizei befugt, eine Ver­
warnung mit Ordnungsgeld bis zur Höhe von 10 M 
auszusprechen.
(6) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnah­
men gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten - OWG - 
(GBl. I Nr. 3S. 101).

67.
Gesetz vom 7. April 1977 
über die Stiftung und Verleihung 
staatlicher Auszeichnungen
(GBl. I Nr. 10 S. 106) §

§ 10
(1) Wer vorsätzlich entgegen den Tatsachen angibt, 
mit einer staatlichen Auszeichnung ausgezeichnet zu 
sein oder durch falsche Angaben die Verleihung an 
sich oder einen anderen herbeiführt oder Ehrenzei­
chen bzw. Urkunden unberechtigt trägt bzw. ver­

wendet, nachmacht oder nachgemachte öffentlich 
trägt bzw. verwendet oder in Verkehr bringt, kann 
mit Verweis oder Ordnungsstrafe belegt werden.
(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt dem zuständigen Rat des Kreises.
(3) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnah­
men gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten - OWG - 
(GBl. INr. 3S. 101).

Hinweis: Vgl. S 14 des Beschlusses des Staatsrates, 
des Ministerrates und des Nationalen Verteidigungs­
rates vom 16. 12. 1977 zur Durchführung des Geset­
zes über die Stiftung und Verleihung staatlicher Aus­
zeichnungen (GBl. I Nr. 37 S. 421).

68.
[1.] Verordnung vom 26. Mai 1977 
über das Verhalten im Straßenverkehr 
(Straßenverkehrs-Ordnung - StVO -)
(GBl. I Nr. 20 S. 257)
i. d. F. der 3. VO vom 18. Februar 1980
(GBl. INr. 8 S. 57)
und der 4. VO vom 2. April 1982
(GBl. I Nr. 17 S. 353)

§ 47
Ordnungsstrafbestimmungen
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig den Bestimmun­
gen dieser Verordnung oder den zu ihrer Ausfüh­
rung im Einzelfall mündlich, schriftlich oder durch 
Zeichen erhobenen Forderungen zuwiderhandelt, 
kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 
300 M belegt werden.
(2) Wer eine im Abs. 1 genannte Zuwiderhandlung
a) begeht und wegen einer solchen Handlung inner­

halb der letzten 2 Jahre bereits mit einer Ord­
nungsstrafmaßnahme belegt oder strafrechtlich 
zur Verantwortung gezogen wurde,

b) in rücksichtsloser Weise begeht,
c) begeht und dadurch schuldhaft Personen- oder 

Sachschaden verursacht, ohne daß strafrechtli­
che Verantwortlichkeit eintritt,

kann mit Ordnungsstrafe bis zu 500 M belegt wer­
den.
(3) Wer
a) trotz verminderter Fahrtüchtigkeit infolge von 

Alkoholeinwirkung ein Fahrzeug führt, obwohl 
er in den vergangenen 2 Jahren aus dem gleichen 
Grund bereits mit einer Ordnungsstrafmaßnah­
me belegt oder strafrechtlich zur Verantwortung 
gezogen wurde,

b) ein Fahrzeug führt, obwohl seine Fahrtüchtigkeit 
erheblich beeinträchtigt ist, ohne daß strafrecht­
liche Verantwortlichkeit vorliegt,

kann mit Ordnungsstrafe bis zu 1 000 M belegt wer­
den.
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